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Sehr geehrte Damen und Herren,

zu dem Vorhaben nimmt das Landratsamt wie folgt Stellung:

Bauplanungsrecht
Wir weisen darauf hin, dass das Verfahren nach § 8 III BauGB zur Änderung des
Flächennutzungsplans (Parallelverfahren) vor dem Satzungsbeschluss des Bebau-
ungsplans soweit erfolgt sein muss, dass davon ausgegangen werden kann, dass
der Bebauungsplan aus den künftigen Darstellungen des Flächennutzungsplans
entwickelt sein wird. Ein Aufstellungsbeschluss für das Änderungsverfahren des Flä-
chennutzungsplans ist nicht ausreichend.

Natur- und Artenschutz
Aus Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege wird die Gewinnung alterna-
tiver Energien durchaus positiv gesehen. Zugleich bietet die Umwandlung von Acker-
land in extensives Grünland viel Potential für die Insektenwelt und Kleintiere. Die
großflächige Anlage verbunden mit der Einzäunung freier Landschaftsteile wird je-
doch kritisch gesehen. Sie widerspricht zum einen dem Grundsatz, den Außenbe-
reich von Bebauung freizuhalten und der Allgemeinheit zugänglich zu machen, zum
anderen stellen die mehrere Hektar großen eingezäunten Gebiete Barrieren für Wild-
tiere dar, denen ein 10 cm hoher Bodenabstand der Einzäunung nicht zur Durch-
wanderbarkeit ausreicht (Stichwort: Wild). Alternativ zu großen Freiflächenphotovol-
taikanlagen sollte primär geprüft werden, welche bereits versiegelten Flächen zur
Gewinnung von Solarenergie genutzt werden können (Bsp. Dächer öffentlicher Ge-
bäude oder von Gewerbebetrieben, Parkplätze, Lärmschutzwände, …).
Die Unterlagen zur naturschutzfachlichen und –rechtlichen Bewertung sind noch
nicht abgeschlossen und bisher noch in der Entwurfsfassung. Wir empfehlen die fer-
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tiggestellten Dokumente frühzeitig mit der unteren Naturschutzbehörde abzustim-
men, um Verzögerungen im weiteren Verfahren zu vermeiden.

Schutzgut Landschaftsbild
Das auf dem Hochrücken zwischen Jagst und Kocher exponiert gelegene Plangebiet
hat möglicherweise eine extreme Fernwirkung. Die Hochebene prägt das Land-
schaftsbild in besonderem Maß. Aufgrund der Kulturgeschichte dieses Landschafts-
raums sollte besonders sorgsam mit der Landschaft des Jagsttals an dieser Stelle
umgegangen werden. Zum Beispiel befindet sich hier der Limes und daher auch eine
Vielzahl an querenden regionalen Wanderwegen. Auch die jenseits der Jagst verlau-
fenden touristischen Wege oder Orte werden durch die Erscheinung der Kuppe ge-
prägt. Der besondere touristische Reiz der Umgebung liegt in der geringen baulichen
und technischen Nutzung der Landschaft. Diese Wirkung würde durch die Errichtung
einer Freiflächen-Photovoltaikanlage möglicherweise stark beeinträchtigt. Es ist da-
her eine Landschaftsbildanalyse durchzuführen, um die Fernwirkung des Projektes
einschätzen zu können, da die geplante Eingrünung das Landschaftsbild nur direkt
vor Ort abmildern kann.

Schutzgebiete
Aufgrund der Größe der Anlage und der Nähe zu den Natura 2000 Gebieten (VSG
Nr. 6624401 „Jagst mit Seitentälern“; FFH-Gebiet Nr. 6721341 „Untere Jagst und
unterer Kocher“ und FFH-Gebiet Nr. 6622341 „Jagsttal bei Schöntal und Kloster-
wald“) ist die mögliche Betroffenheit durch Auswirkungen des Vorhabens auf diese
Gebiete in Natura 2000 Vorprüfungen unter Verwendung der Formblätter zu bewer-
ten und darzulegen. Die verbal argumentative Ausführung im GOB ist nicht ausrei-
chend.

Im Nordosten ist das Landschaftsschutzgebiet „Jagsttal zwischen Jagsthausen und
Möckmühl-Züttlingen mit angrenzenden Gebietsteilen“ überplant. Da laut GOB (Kapi-
tel 5.3) der Überschneidungsbereich aus topographischen Gründen weitgehend frei
von Solarmodulen bleiben wird, regen wir an, das Baufenster der Grenze des Land-
schaftsschutzgebiets anzupassen. In diesem Fall könnte ein Widerspruch zum
Schutzzweck des Landschaftsschutzgebiets ausgeschlossen werden und es wären
keine weiteren Schritte erforderlich. Andernfalls ist im weiteren Verfahren zu prüfen,
ob die Erteilung einer Landschaftsschutzgebietserlaubnis möglich ist oder eine Be-
freiung von den Vorschriften der Landschaftsschutzgebietsverordnung erteilt werden
kann. Die Wiesenflächen sind in jedem Fall auszusparen, da diese explizit im
Schutzzweck des Landschaftsschutzgebiets aufgeführt sind.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans liegen die beiden gesetzlich geschützten
Biotope Schlehen-Feldhecke südlich Stolzenhof (Biotop Nr. 6622-125-2162) und
Feldhecke östlich Gewann 'Roter Grund' (Biotop Nr. 6622-125-0755). Es handelt sich
dabei um Biotoptypen, die nach § 33 NatSchG nur „in der freien Landschaft“ ge-
schützt sind. Hier kann bei Aufstellung eines Bebauungsplans i.d.R. auch bei Erhal-
tung der Strukturen von einer Zerstörung des Biotoptyps gesprochen werden, da die
charakteristischen Eigenschaften des Biotoptyps, die in der Anlage 2 zum NatSchG
genannt sind, durch die Einbeziehung in einen Bebauungsplan und die damit ver-
bundene Zuordnung zum Innenbereich entfallen. Biotoptypen, die nur in der freien
Landschaft gesetzlich geschützt sind, sind daher im Regelfall bei Einbeziehung in
einen Bebauungsplan auszugleichen, unabhängig davon, ob sie über eine Pflanzbin-
dung o.ä. zum Erhalt festgesetzt sind.
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„Freie Landschaft“ ist in § 33 Abs. 2 NatSchG definiert als „sämtliche Flächen außer-
halb besiedelter Bereiche“. Es ist also auf den tatsächlichen Zustand abzustellen,
nicht ausschlaggebend sind somit die bauplanungsrechtlichen Festsetzungen und
Flurstücksgrenzen. Da der vorliegende Bebauungsplan die Errichtung einer Freiflä-
chenphotovoltaikanlage zum Ziel hat, mit der die Aufwertung der Biotopstrukturen
(Unterwuchs) verbunden ist und keine typischen Siedlungseinflüsse zu erwarten
sind, kann von einem Erhalt des charakteristischen Merkmals der „freien Landschaft“
ausgegangen werden. Einer Sicherung der gesetzlich geschützten Biotope über ent-
sprechende planungsrechtliche Festsetzungen wird daher zugestimmt.

Der Geltungsbereich liegt auf einer Verbindungsachse des Biotopverbundes trocke-
ner Standorte. Die Überplanung mit einer PV Anlage steht dem nicht entgegen, aller-
dings sollten in der Ausführung zur Stärkung des Biotopverbundes Strukturelemente
und Biotope trockener Standorte (z. B. Lesestein-/Totholzhaufen, offene Sand-
/Bodenstellen, magere Vegetation: in den unbefahrenen Zwischenmodulbereichen
sollte eine Vegetation höherwertiger als Fettwiese entstehen; Altgrasstreifen) einge-
plant werden, die dem Biotoptyp trockener Standorte entsprechen. Die Integration ist
mit kostengünstigen Mitteln möglich und dient der gesetzlich vorgeschriebenen Zie-
lerfüllung der Umsetzung des Biotopverbundes auf 15 % der Landesfläche bis 2030
(§ 22 NatSchG), zu der auch die Kommunen verpflichtet sind.

Artenschutz
Der Fachbeitrag Artenschutz ist noch nicht abschließend fertiggestellt, da die Unter-
suchungen noch laufen. Um eine mögliche Betroffenheit festzustellen und Vermei-
dungs- und ggf. vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) festlegen zu können,
wurden laut Gutachten die Artengruppe Vögel und die Zauneidechse tiefergehend
untersucht. Mittels Blechen sollte darüber hinaus in den als geeignet für Schlingnat-
ter beschriebenen Bereichen nach Schlingnattern geschaut werden oder die Berei-
che sind per worstcase-Annahme als Tabubereiche während der Bauzeit zu schüt-
zen. Solarmodule sind in den für Reptilien geeigneten Flächen laut Gutachten nicht
vorgesehen.
Eine Kartierung von potentiellen Futterpflanzen von Tag- und Nachtfaltern wird laut
Gutachten vorgenommen. Ebenso wird laut Gutachten geprüft, ob Amphibien aus
dem Weiher beim Stolzenhof durch das Vorhaben in ihren Wanderbewegungen be-
troffen sein können. Um die Art und Weise der Wanderung (zielgerichtet, Wander-
freudig, ortstreu usw.) und den Zeitpunkt der Wanderung (früh aktive Arten oder spät
aktive Arten usw.) besser einschätzen zu können, ist die Kartierung der im Weiher
vorkommenden Arten sinnvoll und notwendig. Außerdem wird eine Betroffenheit der
Gelbbauchunke geprüft.
Die Ausgleichsmaßnahmen für Feldlerchen (Anzahl der Reviere noch nicht bekannt)
sind ggf. in größeren Freiflächen innerhalb des Solarparkes vorgesehen. Wir emp-
fehlen die Maßnahmen vor der Offenlage mit der unteren Naturschutzbehörde des
Landratsamts Heilbronn abzustimmen.
Das Vergrämungskonzept ist je nach Ergebnis des Artenschutzberichtes aber mit
großer Wahrscheinlichkeit anzupassen, da eine regelmäßige Mahd in einem Gebiet
dieser Größe als Vergrämung vermutlich nicht ausreicht.

Hinweise zum Artenschutz
Zum Schutz von flugfähigen Tieren sind möglichst reflexionsarme und wenig spie-
gelnde Module zu verwenden. Dies kann bei Solaranlagen dieser Größe von elemen-
tarer Bedeutung sein, um eine signifikante Erhöhung des Sterberisikos gegenüber
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dem „allgemeinen Lebensrisiko“ für einzelne Tierarten zu vermeiden oder zu min-
dern.
Sollte eine Beweidung mit Schafen vorgesehen sein, sollte beachtet werden, dass
der Zaun wolfssicher zu gestalten ist, da Jagsthausen im Wolfserwartungsland liegt.
Für den Kleintierdurchschlupf empfehlen sich dann kleine Öffnungen in regelmäßi-
gen Abständen anstelle der durchgehenden Zaunerhöhung. Ohne Beweidung ist der
Zaun wie aktuell vorgesehen durchgängig mit Bodenabstand vorzusehen.

Sonstiges
Die Ausführungsplanung ist mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. Dies
betrifft die Eingrünung, die Stellung der Module und die Stellung und Ausführung des
Zaunes. Es sind weder ein das gesamte Gebiet umgebender Zaun noch zu kleine
Zaunkompartimente zulässig. Erst bei Vorlage einer konkreteren Planung kann aus-
reichend gewissenhaft naturschutzfachlich Stellung genommen werden.

Für Bepflanzungen jeglicher Art ist gebietsheimisches Pflanz- und Saatgut zu ver-
wenden. Dies ist auch im Textteil festzusetzen.

Für die Beachtung des gesetzlichen Artenschutzes und die Ausführung der Arten-
schutzmaßnahmen sowie für die Begrünungsmaßnahmen sind eine fachkundige
ökologische Baubegleitung und ein Monitoring vorzusehen.

Damit der Rückbau und eine ursprüngliche Nutzung wieder möglich sind und damit
die vorgenommenen Bewertungen auch zukünftig noch passend sind, ist die Art und
Weise der möglichen Module auf bodenschonende Ausführungen (z. B. Ständer-
bauweise) einzugrenzen, damit bei zukünftigen Änderungen in der technischen Aus-
führung ein stärkerer Bodeneingriff vermieden wird oder erst durch eine Bebauungs-
planänderung und damit eine Änderung der Bewertung des Eingriffes erfolgen muss.
Die Vorgaben sind im Textteil daher strenger zu formulieren.

Für die Ausgestaltung ist besonders aufgrund der Größe die Naturverträglichkeit
stark zu gewichten. Hinweise und Anregungen zur naturverträglichen Gestaltung von
PV-Anlagen sind unter den nachfolgenden Webseiten abrufbar:
https://www.bfn.de/sites/default/files/2022-10/2022-eckpunkte-fuer-einen-naturvertraeglichen-ausbau-der-
solarenergie-bfn.pdf
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-
um/intern/Dateien/Dokumente/2_Presse_und_Service/Publikationen/Energie/Handlungsleitfaden_Freiflaechensol
aranlagen.pdf

Landwirtschaft
Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen gegen das Vorhaben folgende Bedenken:
Die Flurbilanz in der Wirtschaftsfunktionenkarte weist für die betroffenen Gebiete
Vorbehaltsflur der Stufe I aus. Dies sind Böden hoher Qualität für die nachhaltige
Erzeugung von Nahrungs- und Futtermitteln. Solche Böden sind grundsätzlich in
landwirtschaftlicher Nutzung zu erhalten (gem. § 2 Abs. 2 ROG). Es bestehen aus
landwirtschaftlicher Sicht erhebliche Bedenken gegen die Überplanung.

Die beplanten Flächen befindet sich im Außenbereich und werden landwirtschaftlich
genutzt. Ein Landwirt mit Tierhaltung im Hohenlohe Kreis verliert durch das gesamte
Vorhaben ca. 50 % seiner Fläche. Ob ein Härtefall vorliegt ist, vom zuständigen
Landwirtschaftsamt zu prüfen. Wir möchten darauf hinweisen, dass die Bewirtschaf-
ter der Grundstücke oftmals nicht die Eigentümer der Grundstücke sind.
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Wir möchten anmerken, dass die vorgetragenen Argumente gegen die Alternativflä-
chen, wie eine mögliche optische Beeinträchtigung oder schwierigere Eigentumsver-
hältnisse, im Vergleich zum öffentlichen Interesse an einer sicheren Nahrungsmittel-
versorgung und dem Erhalt der besten Böden für die Erzeugung nicht ausreichend
sind. Wir bitten daher um eine Prüfung möglicher Alternativflächen und deren Dar-
stellung in der Systematik der Flurbilanz, damit die Belange der Landwirtschaft als
Abwägungsgrundlage korrekt dargestellt sind und interpretiert werden können.

Grundsätzlich sollte die Zielsetzung bei den Photovoltaikanlagen sein, erst sied-
lungsgeprägte Standorte sowie im Außenbereich auf Deponien und Konversionsflä-
chen zu nutzen und den Außenbereich zu schonen. Aus unserer Sicht sollten PV-
Anlagen deshalb in erster Linie auf bereits versiegelten Flächen errichten werden, da
bei diesem Energieträger im Gegensatz zur Biomassenerzeugung eine flächenunab-
hängige Energieproduktion möglich ist.

Hinweise und Anregungen
Wir regen dringend die Überprüfung eines Alternativstandortes z.B. nordwestlich des
Plangebietes an, da es hier in räumlicher Nähe Flächen gibt, die in der Flurbilanzkar-
te als Vorbehaltsflur II ausgewiesen sind. Überregional sind auch diese Flächen von
hohem agrarstrukturellem Wert. Lokal betrachtet sind diese jedoch eindeutig den
Flächen der Vorbehaltsflur der Stufe I vorzuziehen.

Am Rande des Plangebiets liegen die Hofstellen zweier landwirtschaftlicher Betriebe,
diese dürfen in ihrer zukünftigen Entwicklung nicht eingeschränkt werden.

Während und nach den Baumaßnahmen ist die Sicherheit und Leichtigkeit des land-
wirtschaftlichen Verkehrs durchgängig zu gewährleisten.

Auf vorhandene Drainagen ist zu achten. Eine Durchschneidung ist zu vermeiden.
Wo dies nicht möglich ist, muss das Dränsystem wieder sach- und fachgerecht her-
gestellt werden. Beschädigungen von Drainagen durch Baumaßnahmen im Boden
sind vom Verursacher zu beheben.

Wir regen einen Rückbau der Anlage gemäß §9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB an. Nach Rück-
bau der PV-Anlage sollen die Flächen wieder ihrer ursprünglichen Nutzung als Flä-
chen der Landwirtschaft zugeführt werden. Der Rückbau soll nachvollziehbar darge-
stellt werden. In der Rückbauverpflichtung soll nach u. A. der vollständige Rückbau
(PV- Anlage und Bepflanzung), also auch die Wiederherstellung der Ackerflächen
übernommen werden. Aus landwirtschaftlicher Sicht kann der Grünlandumbruch
(bzw. die Kosten hierfür) nicht auf die zukünftig bewirtschaftenden Landwirte über-
tragen werden.

Wir regen an, eine Regelung bezüglich der Reinigung der Solarmodule und zulässi-
ger Reinigungsmittel schriftlich zu fixieren.
Die Verwertung der Mahd/Grünschnitt sollte gesichert sein, damit von einer landwirt-
schaftlichen Nutzung ausgegangen werden kann. Eine Beweidung der Fläche ist
durchaus als positiv zu sehen.

Des Weiteren gehen aus den Unterlagen keine alternative Verkehrsführung für den
überplanten Wirtschaftsweg hervor. Wir bitten diesbezüglich um eine Darstellung im
weiteren Verfahren.
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Grundwasser/Altlasten/Boden
Grundwasser
Das Schutzgut Grundwasser wurde in der Eingriffs- Ausgleichs-Untersuchung be-
rücksichtigt. Demnach sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten.
Das vom Geltungsbereich erfasste fachtechnisch abgegrenzte Wasserschutzgebiet
WSG Jagsthausen (Neuwiesen und Hofäcker) – Wsg.-Nr. 125-225 ragt im Nordosten
in den Bereich des Vorhabens.

Bodenschutz
Nach fachlicher Prüfung der Planungsunterlagen bestehen aus Sicht des Boden-
schutzes keine Bedenken gegen das Vorhaben. Es wird auf die Pflicht zur Beach-
tung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) und der bo-
denschutzrechtlichen Regelungen (insbesondere Bundes-Bodenschutz- und Altlas-
tenverordnung) sowie die obligatorische Bestellung einer bodenkundlichen Baube-
gleitung hingewiesen.
Oberboden, der bei den Baumaßnahmen anfällt, ist gesondert von tieferen Boden-
schichten abzuheben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem Zu-
stand zu erhalten und zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden
(siehe § 202 BauGB). Notwendige Bodenarbeiten sind schonend und unter sorgfälti-
ger Trennung von Oberboden und Unterboden durchzuführen. Als Zwischenlager
sind Bodenmieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen gemäß § 1
BBodSchG gewährleisten. Bodenverdichtungen sind grundsätzlich zu vermeiden.
Entstandene Bodenverdichtungen sind nach Abschluss der Bautätigkeit wirkungsvoll
aufzulockern. Die fachlichen Anforderungen an den Bodenabtrag, die Zwischenlage-
rung und den Bodenauftrag sind in der DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und
Durchführung von Bauvorhaben“ sowie in den ergänzenden Regelungen der DIN
19731 „Verwertung von Bodenmaterial“ und der DIN 18915 „Vegetationstechnik im
Landschaftsbau – Bodenarbeiten“ und im Heft Bodenschutz 26 „Merkblatt Bodenauf-
füllungen“ enthalten.
Da bei dem Bauvorhaben auf mehr als 0,5 Hektar natürlichen Boden eingewirkt wird,
ist vom Vorhabenträger gemäß § 2 Abs. 3 LBodSchAG ein Bodenschutzkonzept zu
erstellen. Dadurch wird sichergestellt, dass das Schutzgut Boden sowohl bei der
Planung von Bauvorhaben als auch bei der Umsetzung angemessen berücksichtigt
und ein sparsamer, schonender und haushälterischer Umgang mit dem Schutzgut
Boden und seinen vielfältigen Funktionen (vgl. § 2 Absatz 2 BBodSchG) gewährleis-
tet wird. Das Bodenschutzkonzept orientiert sich an Tabelle 3 der DIN 19639 „Bo-
denschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben“ und ist bei der Bauan-
tragstellung der Unteren Bodenschutzbehörde vorzulegen.
Im Einzelfall können zusätzlich zu diesen Inhalten eines Bodenschutzkonzeptes für
FFPV-Anlagen weitere Vorgaben erforderlich sein. Dies gilt insbesondere für Anla-
gentypen wie beispielsweise zweiachsig nachgeführte FFPV-Anlagen, die auf Beton-
fundamenten errichtet werden und umfangreichere Bodenarbeiten voraussetzen.
Auf Grund der Flächeninanspruchnahme und von lokalen Bodenverhältnissen (Ver-
dichtungsempfindlichkeit, Nutzung, Zuwegung, Topographie, Erosionsgefährdung) ist
eine unabhängige bodenkundliche Baubegleitung für das Bauvorhaben erforderlich
(§ 2 Abs. 3 LBodSchAG).
Der Einhaltung und Überwachung der im Bodenschutzkonzept festgelegten Maß-
nahmen kommt eine hohe Bedeutung zu. Das Bodenschutzkonzept ist mindestens
sechs Wochen vor Baubeginn der unteren Bodenschutzbehörde vorzulegen. Um ei-
nen bodenschonenden Projektablauf gewährleisten zu können hat der Vorhabenträ-
ger den Baubeginn der unteren Bodenschutzbehörde rechtzeitig anzuzeigen.
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Altlasten
Im Plangebiet gibt es keine Einträge im Bodenschutz- und Altlastenkataster.

Oberirdische Gewässer/Hochwasserschutz
Hochwasser
Nach Aussage der Hochwassergefahrenkarten liegen für das Plangebiet keine
Hochwassergefahrenkarten vor. Ein rechtskräftig verordnetes Überschwemmungs-
gebiet besteht im Plangebiet nicht.

Starkregen
Dem Leitfaden zum Kommunalen Starkregenrisikomanagement in Baden -
Württemberg ist zu entnehmen, dass nach einem BGH Urteil die Auswirkungen von
Starkregen bei der Aufstellung von Bebauungsplänen zu berücksichtigen sind.
Die Kommunen haben eine Vorsorgepflicht gegenüber ihren Bürgern. Daher sollen
z.B. Flächennutzungs- und Bebauungspläne so ausgerichtet werden, dass die mögli-
chen Auswirkungen von Starkregen angemessen berücksichtigt sind. Die Bauleitpla-
nung ist hier ein wichtiges kommunales Planungswerkzeug. Vor allem bei der Aus-
weisung neuer Bau- und Gewerbegebiete müssen auch die möglichen Auswirkungen
von Starkregenereignissen berücksichtigt werden
(BGH Urteil vom 18.02.1999 – III ZR 272/96 zur Amtspflicht der Kommune, bei der
Planung und Erstellung der für ein Baugebiet notwendigen Ent-
wässerungsmaßnahmen Niederschlagswasser zu berücksichtigen, das aus einem
angrenzenden Gelände in das Baugebiet abfließt).

Die Gemeinde Jagsthausen hat bereits Starkregengefahrenkarten erstellen lassen.
Aus den Karten geht hervor, dass sich bei einem extremen Niederschlagsereignis
Fließwege auf dem Plangebiet einstellen. Welche Auswirkungen die Photovoltaikan-
lage auf den Abfluss der ca. 57,3 ha großen Fläche hat, wurde nur sehr grob be-
schrieben.
Dabei ist zu beachten, dass nach § 37 WHG der natürliche Ablauf wild abfließenden
Wassers auf ein tiefer liegendes Grundstück nicht zum Nachteil eines höher liegen-
den Grundstücks behindert werden darf. Der natürliche Ablauf wild abfließenden
Wassers darf auch nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden Grundstücks verstärkt
oder auf andere Weise verändert werden.
Im Bebauungsplan sind daher noch Aussagen zu treffen, wie sich das Abflussverhal-
ten bei einem seltenen, außergewöhnlichen und extremen Niederschlag auf dem
Plangebiet verändert und welche Auswirkungen dieses für die Unterlieger hat. Dabei
ist auch die abflusswirksame Fläche zu berücksichtigen.

Abwasser
In den Unterlagen gibt es keine Angaben zur Schmutz- oder Niederschlagswasser-
beseitigung. Daher kann aus abwassertechnischer Sicht auch keine Stellungnahme
abgegeben werden. Angaben zu diesem Thema sind nachzureichen. Wenn kein
Schmutzwasser anfallen und keine gezielte Niederschlagswasserbeseitigung statt-
finden soll, ist dieses im Bebauungsplan auch anzugeben.

Straßen und Verkehr
Das Plangebiet befindet sich südlich von Jagsthausen und grenzt teilweise an die
L1050 an. Straßenbaurechtlich liegt das Vorhaben außerhalb der Ortsdurchfahrts-
grenze. Daher gilt das Anbauverbot gem. § 22 Abs. 1 StrG BW. Demnach müssen
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Hochbauten aller Art einen Abstand von mind. 20m zum Fahrbahnrand der Kreis-
straße einhalten.
Die Erschließung erfolgt über die Kreisstraße 2328 für die der Hohenlohekreis zu-
ständig ist.

Bautechnik
Zu Pkt. 3.1 überbaubare Grundstücksfläche
Es wird darauf hingewiesen, dass für die im zweiten Absatz genannten baulichen
Anlagen im Bauverbot, also außerhalb der festgesetzten Baugrenzen, eine Zulas-
sung zu beantragen ist. Alternativ aus dem Wort „ausnahmsweise“ wird: „allgemein“.
Das Kenntnisgabe-Verfahren wäre nicht zulässig.

Immissionsschutz und Gewerbe
Vom Vorhabengebiet bestehen verschiedene Sichtbeziehungen zu Siedlungsberei-
chen, wie z. B. Pfitzhof, Mittlerer Pfitzhof, Unterer Pfitzhof, Kleines Ghai. Aufgrund
der Vorhabengröße können nach heutigem Wissensstand keine Sollstandardabstän-
de zu Siedlungsbereichen herangezogen werden.
Es wird deshalb für notwendig erachtet, bezüglich der potentiellen Immissionsorte ein
Blendgutachten erstellen zu lassen.

Forst
Waldumwandlungsgenehmigung
Da Wald direkt als Baugrund nicht betroffen ist, ist eine Waldumwandlung nicht er-
forderlich.

Waldabstand
PV-Anlagen fallen zwar nicht unter die gesetzliche Waldabstandsvorschrift des §4
Abs. 3 LBO, dennoch können sie in unmittelbarer Nähe zum Wald kurz-/mittelfristig
u.a. erhebliche Gefahrensituationen und Konflikte verursachen. Dabei handelt es
sich insbesondere um nachfolgend aufgelistete Aspekte:

 Durch den Klimawandel wird mit einer weiteren Zunahme der Intensität von
Extremwetterereignissen (u.a. Dürren und Stürmen) gerechnet. Diese können
einen erheblichen Einfluss auf Wälder haben. Das Risiko von Sturmwurf/ -
bruch, aber auch vom Herabfallen einzelner, auch starker, Äste wird aller Vo-
raussicht nach erheblich zunehmen – und zwar unabhängig von der Himmels-
richtung. Im Umkehrschluss erhöht sich zugleich auch die Gefahr einer Be-
schädigung von PV-Anlagen (incl. Zäunung im Einflussberiech (<30 m) von
Wald- und Baumbeständen.

 Bei einer Beschädigung von PV-Modulen durch umstürzenden Bäume bzw.
herabfallende Baumteile können die hier verarbeiteten, ggf. schädlichen Stoffe
in die Umwelt eingetragen werden (z.B. Boden, Grundwasser).

 Die Waldabstandsvorschrift in § 4 Abs. 3 LBO hat unter anderem das Ziel,
Waldbrände zu vermeiden (bauliche Anlagen mit Feuerstätten). Durch die
Produktion elektrischer Energie (u.a. Wechselrichter, Trafostation) geht von
Solaranlagen eine potentielle Feuer- und somit Waldbrandgefahr aus. Die
Brandgefahr für Waldbestände wiederum nimmt, bedingt durch die im Klima-
wandel prognostizierten anhaltenden Trockenperioden, voraussichtlich weiter
zu.

 Von besonderer Bedeutung sind in diesem Zusammenhang auch die Belange
des vorsorgenden Brandschutzes gemäß § 15 LBO. Hierzu zählt auch die
Gewährleistung der Erreichbarkeit von Gefahrenstellen mit Löschfahrzeugen.
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Sofern keine hierfür geeignete Wald-/Feldwege bis an den Waldrand führen,
ist der Grenzbereich von PV-Anlage und angrenzenden Wald nur über einen
Waldabstandsstreifen zu erreichen.

 Angrenzende Waldflächen können weitere negative Auswirkungen auf die So-
laranlage haben. Hierzu zählen insbesondere auch eventuelle wirtschaftliche
Einbußen aufgrund der aktuellen oder zukünftigen Beschattungssituation
durch die angrenzenden und stetig wachsenden Waldbäume (v.a. im Westen
des Plangebiets) Diese müssen ggf. hingenommen werden. Seitens des An-
lagebetreibers bestehen keinerlei Ansprüche auf Rücknahme des Waldtrau-
fes.

 Eine Unterschreitung des gesetzlichen Waldabstands ist für den angrenzen-
den Grundstücks- bzw. Waldeigentümer regelmäßig mit erhöhten Aufwendun-
gen bei der Waldbewirtschaftung verbunden (u.a. aufwendigere Holzerntever-
fahren inkl. Sicherungsvorkehrungen, Verkehrssicherungs-kontrollen/-
maßnahmen). Teilweise können diese die gesetzliche erforderliche ordnungs-
gemäße Waldbewirtschaftung (§12 ff LWaldG) – einseitig – erheblich beein-
trächtigen. Letztere soll aber auch in der Nähe von baulichen Anlagen u.a.
durch die Waldabstandsvorschrift gewährlistet werden.

Haftverzichtserklärung
Bei Umsetzung des Bauprojekts mit einem Mindestabstand <30 m zum Wald, sollte
ein Haftungsausschluss zugunsten der angrenzenden Waldbesitzenden erklärt wer-
den.

Freundliche Grüße
































